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(Nr. 11345.) Verordnung, betreffend die Ausgeſtaltung der Waſſerbeiräte. Vom 7. Januar 1914. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., 


verordnen auf Grund der $$ 367 bis 369 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 
(Geſetzſamml. S. 53), was folgt: 
91. 

Die Waſſerbeiräte für die Provinz Brandenburg und die Stadt Berlin 
ſowie für die Rheinprovinz zählen je achtzehn, die übrigen Waſſerbeiräte je zwölf 
zu wählende Mitglieder. 

2. 

Für jedes Mitglied iſt ein Stellvertreter zu wählen, der im Falle der 
Behinderung des Mitglieds eintritt. 

3. 

Die von der Landwirtſchaftskammer, den Handelskammern (amtlichen 
Handelsvertretungen) und den Handwerkskammern zu wählenden Mitglieder ver- 
teilen ſich auf die wahlberechtigten Körperſchaften nach folgendem Plane: 


. Handels- 

nom | kammern 

Waſſerbeirat für die Provinz ſchafts⸗ (amtliche e 

kammern Handelsver⸗ kammern 
tretungen) 

%% HG ea eisen 4 3 1 
Wenn 4 3 1 
Brandenburg und die Stadt Berlin .... 6 5 1 
R 4 3 1 
VVV 4 3 1 
. 4 3 1 
CFC 4 3 1 
Schleswig⸗Holſt einn. 4 3 1 
Sunne HT RN 3 4 3 1 
TVT 3 4 1 
Ber Ur . d. LT 4 3 1 
Rheinprovinz. 5 6 1 
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Die Berliner Handelskammer, die Alteſten oder Vorſteher der Kaufmann⸗ 
ſchaften in Berlin, Königsberg, Danzig und Stettin und die Handelskammern 
in Altona, Kiel und Flensburg wählen durch ihre Vollverſammlungen je ein 
Mitglied und einen Stellvertreter. 

Die übrigen Handelskammern (amtlichen Handelsvertretungen) haben in 
der Provinz, wo ſie ihren Sitz haben, die ihnen gemeinſam zufallende Zahl von 
Mitgliedern und Stellvertretern gemeinſchaftlich zu wählen, ebenſo die Handwerks⸗ 
kammern jeder Provinz. 

Den gemeinſchaftlich wählenden Körperſchaften bleibt es überlaſſen, ſich bis 
zu einem vom Vorſitzenden des Waſſerbeirats zu beſtimmenden Termin über 
die zu wählenden Mitglieder und Stellvertreter untereinander zu verſtändigen. 
Erfolgt eine ſolche Verſtändigung nicht, ſo beſtimmt der Miniſter für Handel 
und Gewerbe unter Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Bedeutung der einzelnen 
wahlberechtigten Körperſchaften und ihrer im Waſſerbeirate zu vertretenden Inter⸗ 
eſſen, wieviel Wahlmänner von der Vollverſammlung jeder Körperſchaft zu wählen 
ſind. Nachdem die Wahl dieſer Wahlmänner erfolgt iſt, werden von den 
Wahlmännern aller beteiligten Körperſchaften gemeinſam die Mitglieder und 
ſtellvertretenden Mitglieder des Waſſerbeirats gewählt und zwar nach Anordnung 
des Vorſitzenden des Waſſerbeirats entweder ſchriftlich oder in einem von dieſem 
Vorſitzenden anzuberaumenden Termine mündlich. Bei dieſer Wahl gelten die— 
jenigen als gewählt, welche die meiſten Stimmen erhalten haben; bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet das Los, das von dem die Wahl leitenden Beamten — bei 
ſchriftlicher Wahl aber von dem Vorſitzenden des Waſſerbeirats in einer unter 
Zuziehung eines Protokollführers aufzunehmenden Verhandlung — zu ziehen iſt. 


§ 5. 
Der Waſſerbeirat wird von dem Vorſitzenden nach Bedürfnis berufen. 


$ 6. 

Den Staatsbehörden bleibt es vorbehalten, zu den Beratungen der Waſſer⸗ 
beiräte und der ſtändigen Ausſchüſſe (§ 368 Abſ. 5 Satz 1 des Waſſergeſetzes) 
Vertreter zu entſenden; fie können in geeigneten Fällen auch beſondere Sachver- 
ſtändige beteiligen. 

7: 

Vorerhebungen, welche die Wafferbeiräte oder deren ſtändige Ausſchüſſe zur 
Faſſung ihrer Entſchließungen für erforderlich halten, werden durch die von dem 
Vorſitzenden zu erſuchende Staatsbehörde vorgenommen. 


§8. 
Bis zum Inkrafttreten der Geſchäftsordnung ($ 368 Abſ. 5 Satz 2 des 
Waſſergeſetzes) regelt der Vorſitzende den Geſchäftsgang. 
Den zuſtändigen Miniſtern iſt die für die Sitzungen der Waſſerbeiräte 
feſtgeſtellte Tagesordnung rechtzeitig vorher mitzuteilen. 
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Die Mitglieder der Waſſerbeiräte und der ſtändigen Ausſchüſſe erhalten 
die Fahrkoſten erſetzt, die fie für die Hin- und Rückreiſe zwiſchen ihrem Wohn⸗ 
ort und dem Sitzungsorte verauslagt haben. Die zugezogenen Sachverſtändigen 
($ 6) erhalten für die Reiſen nach und von dem Orte der Sitzung ſowie für 
die Dauer der Sitzung Tagegelder von je 15 Mark und Erſatz der für die Hin⸗ 
und Rückreiſe verauslagten Fahrkoſten. 

Dieſe Beſtimmungen finden keine Anwendung auf Mitglieder und Sad) 
verſtändige, die Reiſekoſten ſchon anderweit aus der Kaſſe des Reichs, eines 
Staates, eines öffentlichen Verbandes oder einer öffentlichen Körperſchaft beziehen. 


$ 10. 

Ein Umſtand, der ein Mitglied zur Bekleidung öffentlicher Amter dauernd 
oder auf Zeit unfähig macht, ebenſo wie die Eröffnung des Konkurſes über das 
Vermögen eines Mitglieds hat das Erlöſchen der Mitgliedſchaft zur Folge. 

Die Mitgliedſchaft erliſcht ferner, wenn das Mitglied aus der Körperſchaft 
ausſcheidet, die ihn als Vertreter in den Waſſerbeirat gewählt hat. 

Scheidet aus dieſen oder anderen Anläſſen ein Mitglied vor Ablauf der 
Zeit, für die es gewählt iſt, aus, ſo iſt für den Reſt der Wahlzeit, falls dieſer 
noch mindeſtens ein Jahr beträgt, ein neues Mitglied zu wählen. 

Die für die Mitglieder getroffenen Beſtimmungen gelten auch für ihre 
Stellvertreter. 

I. 

Mit der Ausführung dieſer Verordnung, die zugleich mit dem Waſſergeſetze 
vom 7. April 1913 in Kraft tritt und durch die Geſetzſammlung zu veröffent⸗ 
lichen iſt, wird der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 7. Januar 1914. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Breitenbach. Sydow. Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 


(Mr. 11346.) Verordnung, betreffend das Landeswaſſeranmt. Vom 18. März 1914. 


nr do 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 
verordnen auf Grund des § 373 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 Geſetz— 
ſamml. S. 53), was folgt: 81 


Das Landeswaſſeramt unterſteht dem Staatsminiſterium. 
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82. 
Das Landeswaſſeramt wird in Senate eingeteilt, welche die Bezeichnung: 
Erſter Senat, Zweiter Senat uſw. führen. Die Geſchäfte werden auf die Senate 
durch das Präſidium nach örtlichen Bezirken verteilt. 


$ 3. 

Der Präſident und jedes ſtändige Mitglied müſſen einem Senat und 
können mehreren Senaten angehören. 

Das Präſidium bezeichnet bei Beginn jedes Geſchäftsjahrs auf deſſen 
Dauer für jeden Senat die ſtändigen Mitglieder und für den Fall ihrer Ver— 
hinderung die Vertreter. 

84. 

Der Vorſitz wird im Plenum des Landeswaſſeramts und in den Senaten 
vom Präſidenten oder einem Senatspräſidenten geführt. 

Im Falle der Verhinderung des ordentlichen Vorſitzenden führt den Vorſitz 
im Plenum der dem Dienſtalter nach älteſte Senatspräſident und in den Senaten 
das dem Dienſtalter nach, bei gleichem Dienſtalter das der Geburt nach älteſte 
ſtändige Mitglied, ſoweit hier nicht die Vertretung nach § 3 Abſ. 2 dem Präſi⸗ 
denten oder einem anderen Senatspräſidenten übertragen iſt. 


§ 5. 

Die Laienmitglieder werden dem Senate zugeteilt, der die Angelegenheiten 
desjenigen Bezirkes (§ 2) bearbeitet, in dem ſie ihren Wohnſitz haben, ſie werden 
von dem Vorſitzenden des Senats durch Abnahme des Staatsdienereids vereidigt. 

Die Reihenfolge, in der die Laienmitglieder zu den Sitzungen ihres Senats 
einzuberufen ſind, wird bei Beginn jedes Geſchäftsjahrs für deſſen Dauer durch 
das Präſidium beſtimmt. 

Die Laienmitglieder find in der ſo feſtgeſtellten Reihenfolge zu den einzelnen 
Sitzungen durch die Vorſitzenden der Senate, und zwar in der Regel mindeſtens 
zwei Wochen vor der Sitzung, einzuberufen. Im Falle der Behinderung iſt 
das der Reihenfolge nach nächſte Laienmitglied einzuberufen, in dringenden Fällen 
kann jedes erreichbare Laienmitglied einberufen werden, auch wenn es einem 
anderen Senate zugeteilt iſt. 

Jede Einberufung eines Mitglieds gilt für die Reihenfolge der Heran⸗ 
ziehung als Teilnahme an der Sitzung, Laienmitglieder, die in dringenden Fällen 
zugezogen werden, find wieder einzuberufen, wenn ſie in der feſtgeſtellten Reihen- 
folge an der Reihe ſind. 

Eine Abweichung von der Reihenfolge iſt, abgeſehen von dringenden 
Fällen, nur aus beſonderen Gründen und mit Zuſtimmung des Präſidenten des 
Landeswaſſeramts geſtattet. Solche beſondere Gründe können vorliegen, wenn 
im einzelnen Falle bekannt iſt, daß das der Reihenfolge nach zur Teilnahme 
berufene Mitglied perſönlich an dem Ausgange der Entſcheidung beteiligt iſt, 
oder wenn es nach Lage des Falles dringend erwünſcht iſt, daß an der Ent⸗ 


. 


ſcheidung ein Laienmitglied teilnimmt, das die vorliegenden beſonderen Verhält⸗ 
niſſe gründlich kennt oder das bereits an früheren Verhandlungen über eine zur 
Entſcheidung ſtehende Sache teilgenommen hat. 

Bei ſeder Abweichung von der feſtgeſtellten Reihenfolge ſind die Gründe 
aktenkundig zu machen. 


§ 6. 

Die Laienmitglieder erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen und 
bei den im Auftrage des Landeswaſſeramts vorgenommenen Reiſen Reiſekoſten 
(Tagegelder und Fahrkoſten) nach den für die e . Staatsbeamten im 
$ 1 unter III des Geſetzes, betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten, vom 
26. Juli 1910 Geſetzſamml. S. 150) und den dazu ergangenen Ausführungs⸗ 
vorſchriften beſtimmten Sätzen. Die in Berlin oder in geringerer Entfernung 
als zwei Kilometer von Berlin wohnenden Laienmitglieder erhalten für die Teil- 
nahme an den Sitzungen eine Pauſchvergütung von 12 Mark für den Tag. 


87. 

Das Präſidium beſteht aus dem Präſidenten, den Senatspräſidenten und 
dem dem Dienſtalter nach, bei gleichem Dienſtalter dem der Geburt nach älteſten 
ſtändigen Mitgliede. Das Präſidium entſcheidet nach Stimmenmehrheit; im 
Falle der Stimmengleichheit gibt die Stimme des Präſidenten den Ausſchlag. 


§ 8. 

Das Plenum wird unter dem Vorſitze des Präſidenten oder feines Stell- 
vertreters gebildet durch die Geſamtheit der übrigen ſtändigen Mitglieder und 
ebenſo viele Laienmitglieder, als ſtändige Mitglieder außer dem Vorſitzenden bei 
der Entſcheidung mitwirken. 

Die Laienmitglieder werden auch zu den Sitzungen des Plenums nach 
Maßgabe des § 5 dieſer Verordnung einberufen und zwar in der Weiſe, daß 
bis zur Erreichung der geſetzlichen Anzahl zunächſt aus dem Erſten Senate, dann 
aus dem Zweiten Senat und ſo fort in derſelben Reihenfolge immer dasjenige 
Mitglied einberufen wird, welches zur Teilnahme an den Sitzungen ſeines Senats 
an der Reihe iſt. 

$9. 

Vor das Plenum gehören außer den ihm durch Geſetz zugewieſenen An- 
gelegenheiten: . 

1. diejenigen allgemeinen Fragen des Geſchäftsganges oder des Dienſtes, 
welche der Präſident dem Plenum zur Beratung oder zur Beſchluß— 
faſſung überweilt; 

2. die von dem Landeswaſſeramte zu erſtattenden Gutachten, insbeſondere 
über Geſetzgebungsfragen. 


Will ein Senat in einer Rechtsfrage von einer früheren Entſcheidung eines 
anderen Senats oder des Plenums abweichen, fo iſt über die ſtreitige Rechts⸗ 
frage die Entſcheidung des Plenums einzuholen. Eine Entſcheidung des Plenums 
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ift ferner einzuholen, wenn ein Senat von einer früheren Entſcheidung eines 
anderen Senats oder des Plenums in einer anderen wichtigen Frage von all⸗ 
gemeiner Bedeutung abweichen will und der Präſident des Landeswaſſeramts die 
Einholung der Entſcheidung des Plenums für angezeigt hält. Die Entſcheidung 
des Plenums ergeht in allen Fällen, mit Ausnahme der Entſcheidungen in 
Diſziplinarſachen, ohne vorgängige mündliche Verhandlung. Vor der Entſcheidung 
des Plenums iſt den von den zuſtändigen Miniſtern zur Wahrnehmung des 
öffentlichen Intereſſes beſtellten Kommiſſaren Gelegenheit zu geben, ſich ſchriftlich 
über die zur Entſcheidung ſtehende Frage zu äußern. 

Die Entſcheidung der Frage durch das Plenum iſt in der zu entſcheidenden 
Sache bindend. 

Soweit vor Entſcheidung der Sache ſelbſt eine vorgängige mündliche Ver- 
handlung beſchloſſen wird, erfolgt dieſe durch den erkennenden Senat auf Grund 
einer erneuten mündlichen Verhandlung, zu welcher die Parteien unter Mitteilung 
der ergangenen Entſcheidung der Frage zu laden ſind. 


§ 11. 

Dem Präſidenten liegt neben den Geſchäften, die ihm als Vorſitzenden des 
Präſidiums, des Plenums und des von ihm geleiteten Senats zukommen, die 
Leitung und Beaufſichtigung des ganzen Geſchäftsganges ob. Der Präſident 
ſorgt dafür, daß die eingehenden Schriftſtücke mit einem den Tag des Einganges 
bekundenden Vermerke verſehen werden; er entſcheidet im Zweifelsfalle, vor 
welchen Senat eine Sache gehört, und beſtimmt die Sitzungsräume und die 
ordentlichen Sitzungstage der Senate. Er verfügt in allen Verwaltungsange— 
legenheiten, insbeſondere in denjenigen, welche das Etatsweſen, die nötigen Ans 
ſchaffungen, die Erhaltung der Geſchäftsräume, die Anlegung und Vervoll— 
ſtändigung der Bibliothek und dergleichen betreffen, und regelt den Geſchäftsgang. 
Er ernennt ferner die mittleren, Kanzlei- und Unterbeamten, überwacht ihre 
Dienſtführung, verteilt unter ſie die Geſchäfte, erläßt für dieſe Beamten die 
nötigen Anweiſungen, erteilt ihnen Urlaub und übt über fie die Difziplin (§ 372 
Abſ. 2 des Waſſergeſetzes). 

Iſt der Präſident behindert, ſo wird er in den Präſidialgeſchäften durch 
einen Senatspräſidenten und, wenn die Senatspräfidenten verhindert find, durch 
ein ſtändiges Mitglied vertreten. 

Die Reihenfolge der zur Vertretung berufenen Senatspräſidenten und nach 
ihnen der Räte beſtimmt ſich nach dem Dienſtalter, bei gleichem Dienſtalter nach 
dem Lebensalter. 

$ 12. 

Jeder Senatspräſident verteilt für den von ihm geleiteten Senat, vor- 
behaltlich des Aufſichtsrechts des Präſidenten, die Geſchäfte unter die Mitglieder; 
er bezeichnet die Berichterſtatter und Mitberichterſtatter. 


13. 
Die Sitzungen der Senate finden an den ein für allemal beſtimmten 
Tagen ſtatt. Vorbehalten bleibt die Abhaltung außerordentlicher Sitzungen, die, 


ebenfo wie die Sitzungen des Plenums, von dem Vorſitzenden nach Bedürfnis 
anberaumt werden. Der Vorſitzende hat den zuſtändigen Miniſtern zur Beſchluß⸗ 
faſſung über die Abgabe einer ſchriftlichen Erklärung oder über die Beſtellung 
eines Kommiſſars zur Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes ein Verzeichnis 
der in der Sitzung zum Vortrage gelangenden wichtigeren Sachen unter kurzer 
Bezeichnung der Parteien und der Streitfrage zuzuſtellen. Auf Verlangen ſind 
den zuſtändigen Miniſtern auch einzelne Aktenſtücke ſowie Abſchriften der ergangenen 
Entſcheidungen mitzuteilen. 
14. 

Zur Teilnahme an den Verhandlungen und Beratungen der Senate können 
Sachverſtändige zugezogen werden. Sachverſtändige, die auf Antrag einer Partei 
in derſelben Sache ein Gutachten erſtattet haben, dürfen zur Beratung nicht zu— 
gezogen werden 

Die Zugezogenen ſind zur Verſchwiegenheit verpflichtet. 

15. 

Den Parteien ſteht es frei, ihre Erllirungen vor der Entſcheidung ſchriftlich 
einzureichen; Abſchrift iſt der Gegenpartei zuzufertigen. In den Fällen des § 49 
Abſ. 3, 4 des Waſſergeſetzes ſind auch die Erklärungen der Waſſerpolizeibehörde 
und der Miniſter den Parteien zuzufertigen. Iſt die Zufertigung nicht mehr vor 
der anberaumten Beſchlußſitzung möglich, findet aber mündliche Verhandlung 
ſtatt, jo iſt der weſentliche Inhalt der neuen Schriftſätze in der mündlichen Ver⸗ 
handlung vorzutragen. 16 


§ 16. 

Die Senate faſſen ihre Beſchlüſſe auf Grund der Akten, ſie ſind jedoch 
befugt, die Beteiligten oder ihre mit Vollmacht verſehenen Vertreter zwecks Auf— 
klärung des Sachverhalts zur mündlichen Verhandlung vorzuladen. 

Auf die mündliche Verhandlung find im übrigen die Vorſchriften der §§ 68, 
71 bis 73, 75, auf die Erhebung und Würdigung des Beweiſes die der $$ 76, 
77, des § 78 Abſ. 1 und des § 79 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195) ſinngemäß anzuwenden. 

Für die mündliche Verhandlung kann der zuſtändige Miniſter einen 
Kommiſſar zur Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes beſtellen. Findet keine 
mündliche Verhandlung ſtatt, fo iſt auf Verlangen der zuſtändigen Miniſter ſtets 
ein von dieſen zur Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes beſtellter Kommiſſar 
vor der Beſchlußfaſſung zu hören. 


% 

Für die zur Beſchlußfaſſung der Senate gelangenden Sachen hat der 
Senatspräſident einen Berichterſtatter zu ernennen, neben dem ein Mitbericht⸗ 
erſtatter ernannt werden kann. Iſt ein Mitberichterſtatter ernannt, ſo muß der 
Berichterſtatter aus der Reihe der ſtändigen Mitglieder genommen werden. 

Für die vor dem Plenum zu verhandelnden Sachen ernennt der Präſident 
ſtets einen Berichterſtatter und einen Mitberichterſtatter, die regelmäßig verſchiedenen 
Senaten angehören müſſen. Der Berichterſtatter muß aus der Zahl der ſtändigen 
Mitglieder genommen werden. 


re 


$ 18. 

Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen und die Beratungen in den 
Sitzungen; er ſtellt die Fragen und ſammelt die Stimmen. Meinungsverſchieden⸗ 
heiten über die Frageſtellung oder über das Ergebnis der Abſtimmung entſcheidet 
der Senat. Bei der Beratung iſt kein Protokollführer zuzuziehen. 

Die Abſtimmung der einzelnen Mitglieder darf in dem Verhandlungs⸗ 
protokoll und in den Entſcheidungen keinen ſchriftlichen Ausdruck finden; jedes 
Mitglied iſt jedoch berechtigt, ſeine abweichende Anſicht mit Gründen in einem 
dem Vorſitzenden überreichten Schriftſtücke niederzulegen. Die Schriftſtücke werden 
mit den Urſchriften und den vorbereitenden Arbeiten der Berichterſtatter aufbewahrt. 

In den Senaten ſtimmt der Berichterſtatter zuerſt, ſodann, wenn ein Mit⸗ 
berichterſtatter ernannt iſt, dieſer. Danach ſtimmen die Laienmitglieder in der 
ſich aus § 5 ergebenden Reihenfolge, nach ihnen das zweite ſtändige Mitglied und 
zuletzt der Vorſitzende. Hat der Vorſitzende die Berichterſtattung ſelbſt übernommen 
und deshalb zuerſt geſtimmt, ſo ſtimmen nach den Laienmitgliedern die ſtändigen 
Mitglieder nach dem Dienſtalter, bei gleichem Dienſtalter nach dem Lebensalter, 
und zwar das jüngere zuerſt. 

Im Plenum ſtimmt der Berichterſtatter zuerſt, ſodann der Mitbericht- 
erſtatter. Der Vorſitzende ſtimmt zuletzt, vor ihm ſtimmen die Senatspräſidenten 
nach dem Dienſtalter, bei gleichem Dienſtalter nach dem Lebensalter, und zwar 
der jüngſte zuerſt. Vor den Senatspräſidenten ſtimmen in derſelben Reihenfolge 
wie dieſe die übrigen ſtändigen Mitglieder und vor ihnen die Laienmitglieder in 
der ſich aus § 5 ergebenden Reihenfolge. 


8 19. 

Bei den im mündlichen Verfahren zu erledigenden Sachen wird der Ver— 
handlungstermin nach Eingang des Berichts, in ſchleunigen Sachen nach dem 
Ermeſſen des Vorſitzenden aber auch vor deſſen Anfertigung anberaumt. 

Die anſtehenden Sachen werden der Regel nach in der durch den Vor— 
ſitzenden beſtimmten, durch Aushang vor dem Sitzungszimmer bekannt zu machen— 
den Reihenfolge erledigt. 

Die mündliche Verhandlung beginnt mit dem Vortrage des Sachverhalts 
durch den Berichterſtatter. Der Vortrag kann bei dem Erſcheinen beider Parteien 
dieſen überlaſſen werden. 


§ 20. 

Der Vorſitzende verkündet die Entſcheidung durch Verleſung. Wird die 
Verkündung der Gründe für angemeſſen erachtet, ſo erfolgt ſie durch mündliche 
Mitteilung ihres weſentlichen Inhalts oder durch Verleſung. 

Nach Befinden des Senats kann die Verkündung der Entſcheidung bis 
zu einer der nächſten Sitzungen ausgeſetzt werden; zu dieſer werden die Parteien 
mündlich geladen. Einer Vorladung der ausgebliebenen Parteien bedarf es nicht. 

Aus beſonderem Anlaſſe kann der Senat beſchließen, die mit Gründen ver 
ſehene Ausfertigung der Entſcheidung den Parteien und dem Kommiſſar zur Wahr⸗ 
nehmung des öffentlichen Intereſſes an Stelle der Verkündung zuſtellen zu laſſen. 
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Die Beſchlußbehörde, die in erſter Inſtanz entſchieden hat, erhält eine 
Ausfertigung der Entſcheidung zu ihren Akten. 


$ 21, 

In den ohne mündliche Verhandlung zur Entfcheidung gelangenden Sachen 
bleibt es dem Ermeſſen des Vorſitzenden überlaſſen, eine vorbereitende ſchriftliche 
Bearbeitung anzuordnen und vor oder nach deren Eingang die Sitzung an— 
zuberaumen. 

§ 22. 

Verfügungen zur Leitung des Verfahrens und zur Vorbereitung der ſach— 
lichen Entſcheidung können, ſofern nicht ein beſonderes Bedenken obwaltet oder 
der Vorſitzende den Vortrag angeordnet hat, von dem Berichterſtatter oder dem 
Mitberichterſtatter unter Mitvollziehung des Vorſitzenden ohne Vortrag erlaſſen werden. 
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Im Eingang aller das Verfahren in der Hauptſache abſchließenden Ent— 
ſcheidungen ſind die Mitglieder namentlich aufzuführen, welche an den Beſchlüſſen 
teilgenommen haben, auch der Tag der Beſchlußfaſſung iſt zu bezeichnen. 

Die Urſchriften der vorgedachten ſowie aller ſonſtigen Beſchlüſſe des Landes⸗ 
waſſeramts werden von den dabei beteiligten ſtändigen Mitgliedern einſchließlich 
des Vorſitzenden vollzogen. 

Iſt ein Mitglied an der Unterfchrift verhindert, fo iſt der Grund der 
Verhinderung von dem Vorſitzenden anzugeben und zu beſcheinigen. Iſt der 
Vorſitzende an der Unterſchrift verhindert, ſo hat das dienſtälteſte ſtändige Mit⸗ 
glied den Grund der Verhinderung anzugeben und zu beſcheinigen. 


§ 24. 

Das Landeswaſſeramt erläßt alle Beſchlüſſe, Verfügungen, Erſuchen uſw. 
unten dem Namen: „Königliches Landeswaſſeramt“, ſofern fie von einzelnen Senaten 
ausgehen, unter zuſätzlicher Bezeichnung des Senats. Die Reinſchriften werden 
von dem Präſidenten und, wenn es ſich um die Entſcheidung eines Senats 
handelt, von deſſen Vorſitzenden vollzogen. 

Für Verfügungen zur Leitung des Verfahrens und zur Vorbereitung der 
ſachlichen Entſcheidung iſt die Beglaubigung durch einen mittleren Beamten 
genügend. 

25. 

Die Ausfertigungen der Entſcheidungen enthalten neben dem Siegel des 
Landeswaſſeramts die Schlußformel: 

„Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Landeswaſſeramts und 
der verordneten Unterſchrift“. 
$ 26, 

Das Landeswaſſeramt führt ein größeres und ein kleineres Siegel, ent- 
ſprechend den Siegeln, welche gemäß den Beſtimmungen unter Nr. III und VII 
des durch den Allerhöchſten Erlaß vom 16. Auguſt 1873 (Geſetzſamml. S. 397) 
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abgeänderten Reglements über die Anwendung des größeren, mittleren und kleineren 
Königlichen Wappens vom 9. Januar 1817 (Geſetzſamml. S. 26) von dem 
Obertribunale geführt wurden. 
Die Siegel find mit der Umſchrift: „Königlich Preußiſches Landeswaſſer⸗ 
amt“ zu verſehen. 
Das größere Siegel wird nur bei den Ausfertigungen der Entſcheidungen 
gebraucht. 
Der Präſident bedient ſich des kleineren Siegels mit der Umſchrift: 
„Der Präſident des Königlich Preußiſchen Landeswaſſeramts“, 
der Kommiſſar des Landeswaſſeramts des kleineren Siegels mit der Umſchrift: 
„Königlich Preußiſches Landeswaſſeramt, Kommiſſionsſiegel“, 
das Sekretariat eines Siegels mit dem Königlichen Adler und der Umſchrift: 
„Sekretariat des Königlich Preußiſchen Landeswaſſeramts “. 


$ 27. 


Soweit das Geſetz nichts anderes beſtimmt, erfolgen die vom Landes— 
waſſeramte zu bewirkenden Zuſtellungen entweder durch die Poſt oder durch damit 
beſonders beauftragte Beamte. Die erſtere Art der Zuſtellung bildet die Regel. 

Die Vorſchriften der $$ 171 bis 173, 180 bis 186, 188, 191 des 
$ 194 Abſ. 1, des $ 195 und der $$ 203 bis 206 der Zivilprozeßordnung find 
entſprechend anzuwenden. Im Falle des § 182 iſt jedoch das zu übergebende 
Schriftſtück nur bei der Ortsbehörde oder bei der Poſtanſtalt des Zuſtellungs⸗ 
orts niederzulegen und im Falle des § 195 iſt die Urkunde von dem Poſtboten 
der Poſtanſtalt und von dieſer dem Landeswaſſeramte zu überliefern, ferner iſt 
im Falle des § 194 Abſ. 1 in den Akten zu beſcheinigen, daß die Übergabe des 
zuzuſtellenden Schriftſtücks an die Poſt in der im § 194 Abſ. 1 bezeichneten Art 
geſchehen iſt. 

§ 28. 

Sind Streitgenoſſen vorhanden, ſo iſt die Ausfertigung einer ergangenen 
Entſcheidung der Regel nach nur einem von ihnen zuzuſtellen. Die übrigen 
Teilnehmer ſind hiervon unter Beifügung einer Abſchrift des Tenors der Ent— 
ſcheidung zu benachrichtigen. 

Bei Streitgenoſſen, welche Vertreter aus ihrer Mitte beſtellt haben, werden 
die Entſcheidungen, Beſcheide und Verfügungen nur an einen Vertreter zugeſtellt. 


9 29. 

In den Fällen der $$ 199 bis 201 der Zivilprozeßordnung iſt die Zu- 
ſtellung in der dort vorgeſchriebenen Weiſe zu bewirken. 

Eine in einem anderen deutſchen Staate zu bewirkende Zuſtellung erfolgt, 
ſofern ſie nicht nach den mit dieſem beſtehenden Vereinbarungen durch die Poſt 
ausführbar iſt, mittels Erſuchens der zuſtändigen Behörde. 

Die Zuſtellung wird durch das ſchriftliche Zeugnis der erſuchten Behörden 
oder Beamten, daß die Zuſtellung bewirkt ſei, nachgewieſen. 
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§ 30. 

Soll eine Friſt in Lauf geſetzt werden oder ſoll eine Entſcheidung, eine 
Ladung oder ein Schriftſtück, an deſſen Empfang ſich geſetzlich oder richterlich 
beſtimmte Folgen knüpfen, zugeſtellt werden, fo muß die Zuſtellung (Benach⸗ 
richtigung, Mitteilung) unter Beobachtung der Vorſchriften der $$ 27 bis 29 
bewirkt werden. Ob auch in anderen als ſolchen Fällen eine Zuſtellung unter 
Beobachtung der Vorſchriften der §§ 27 bis 29 bewirkt werden ſoll, bleibt der 
Anordnung des Landeswaſſeramts im einzelnen Falle vorbehalten. 


$ 31. 
Das Geſchäftsjahr des Landeswaſſeramts iſt das Kalenderjahr. 
§ 32. 

Das Landeswaſſeramt hält Ferien während der Zeit vom 15. Juli bis 
15. September. 

Auf den Lauf der geſetzlichen Friſten ſind die Ferien ohne Einfluß. 

In der Ferienzeit fallen die regelmäßigen Sitzungen aus. Zur Erledigung 
ſchleuniger Angelegenheiten ſind ein oder mehrere Ferienſenate zu bilden. Die 
ſtändigen Mitglieder, einſchließlich des Vorſitzenden, ſowie die Stellvertreter, die 
für verhinderte Mitglieder von den Vorſitzenden der Ferienſenate einzuberufen 
ſind, beſtimmt das Präſidium. Die Einberufung der Laienmitglieder beſtimmt 
ſich nach §H 5. Die Präſidialgeſchäfte werden durch die Ferien nicht unterbrochen. 

Der Präſident regelt hiernach die Beurlaubung der Mitglieder während 
der Ferien, unbeſchadet der Befugnis der Mitglieder, ſich für die im § 33 gedachte 
Zeit vom Sitze des Landeswaſſeramts zu entfernen. 


8 

Außer der Ferienzeit darf der Präſident ſich nicht über acht Tage ohne 
Urlaub des Präſidenten des Staatsminiſteriums vom Sitze des Gerichts entfernen. 
Die Senatspräſidenten und die anderen ſtändigen Mitglieder des Landeswaſſer⸗ 
amts dürfen ſich nicht über drei Tage und jedenfalls nicht an einem für die 
Sitzungen beſtimmten Tage ohne Urlaub vom Sitze des Landeswaſſeramts ent⸗ 
fernen. Die Exteilung des Urlaubs an ſie ſteht bis zur Dauer von ſechs Wochen 
dem Präſidenten, über dieſe Dauer hinaus dem Präſidenten des Staats⸗ 
miniſteriums zu. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 18. März 1914. 

(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Beſeler. v. Breitenbach. 


Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. 
Lentze. v. Falkenhayn. 


. 


(Nr. 11347.) Verordnung über das Inkrafttreten des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913. 
Vom 13. April 1914. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 
verordnen auf Grund des § 400 Abſ. 1 Satz 2 des Waſſergeſetzes vom 
7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53), was folgt: 

Das Waſſergeſetz vom 7. April 1913 tritt am 1. Mai 1914 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Achilleion, Korfu, den 13. April 1914. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. 
Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. 
v. Dallwitz. Lentze v. Falkenhayn. 


(Nr. 11348.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Rangverhältniffe der Beamten des Landes⸗ 
waſſeramts. Vom 9. März 1914. 


I. den Bericht des Staatsminiſteriums vom 5. März d. J. will Ich den 
Beamten des Landeswaſſeramts und zwar 
dem Präſidenten den Rang der Räte erſter Klaſſe, 
den Senatspräſidenten den Rang der Räte zweiter Klaſſe mit der Beſtimmung, 
daß ſie vor den übrigen Räten der zweiten Klaſſe jederzeit den Vortritt 
haben ſollen, 
den ſtändigen Mitgliedern den Rang der vortragenden Räte in den Miniſterien 
mit dem Titel „Geheimer Regierungsrat (Geheimer Oberregierungsrat) 
und ſtändiges Mitglied des Landeswaſſeramts“, 
den Bureau, Kanzlei- und Unterbeamten den Rang der gleichen Beamten 
in den Miniſterien 
hierdurch verleihen. 
Berlin, den 9. März 1914. 


Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. 
v. Dallwitz. Lentze. v. Falkenhayn. 


An das Staatsminiſterium. 
Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,28 ◻ 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 %) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


